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DieAnkündigung löste ein gros-
ses Echo aus: Der Bundesratwill
aus Spargründen keine Gelder
zur Förderung von Nachtzügen
freigeben – obwohl dies imCO2-
Gesetz vorgesehen ist. Parla-
mentsmitglieder verlangenAnt-
worten von Umweltminister Al-
bert Rösti. Die SP schaltet nun
sogar die Geschäftsprüfungs-
kommissionen des Parlaments
ein. Sie hat eine Aufsichtsbe-
schwerde gegen den Bundesrat
eingereicht, unterzeichnet von
SP-Nationalrätin Min Li Marti.

«Der Bundesrat betreibt Ar-
beitsverweigerung beim Klima-
schutz», sagtMarti. Deshalb grei-
fe die Partei nun zu einemunge-
wöhnlichen Mittel. Die SP bittet
die Geschäftsprüfungskommis-
sionen des Parlaments (GPK),
«eine Untersuchung einzuleiten
und gegebenenfalls sicherzustel-
len, dass das neue CO2-Gesetz
vollständig umgesetzt wird».

Grundlage dafür ist das Ge-
setz über das Verwaltungs-
verfahren, wonach jedermann
«Tatsachen, die im öffentlichen
Interesse ein Einschreiten gegen
eine Behörde von Amtes wegen
erfordern, derAufsichtsbehörde
anzeigen kann».

In «Kann»-Form formuliert
Die SPwirft dem Bundesrat vor,
seinen Ermessensspielraum zu
überschreiten. Das CO2-Gesetz
mit demArtikel zu denNachtzü-
gen trete 2025 in Kraft, und der
Bundesrat sei verpflichtet, es ge-
mäss Parlamentsbeschluss um-
zusetzen, argumentiert sie.

Allerdings ist der Artikel in
«Kann»-Form formuliert: Der
Bund kann mit den Erlösen aus
der Versteigerung der Emis-
sionsrechte für Luftfahrzeuge
den grenzüberschreitenden Per-
sonenverkehr auf der Schiene
fördern, einschliesslichNachtzü-
gen. Ausserdem steht im Gesetz,
dass die Fördermittel höchstens
30MillionenFrankenpro Jahrbe-
tragen. Muss der Bundesrat also
tatsächlich Gelder einsetzen? Die
SPstellt sich auf den Standpunkt,
dass das Gesetz so auszulegen
sei. Sie verweist dabei auf die De-
batte im Parlament – und auf
dessen Beschluss, die Änderun-
gen rasch in Kraft zu setzen.

Klimaziele gefährdet
Weiter argumentiert die SP, der
Bundesrat verletze mit der Sper-
rung der Gelder internationale
und nationale Klimaschutzver-
pflichtungen.Marti weist auf das
Klimaurteil desEuropäischenGe-
richtshofs fürMenschenrechtege-
gendie Schweiz hin.Der Bundes-
rat wies die Vorwürfe des Ge-
richts zurück. Er erklärte, die
Schweiz habe in der Zwischen-
zeit ausreichend Massnahmen
beschlossen, um die Klimaziele
zu erfüllen. Der Bundesrat beru-
fe sich in Strassburg also auf ein
Gesetz, das er nicht umsetzen
wolle, kritisiert Marti.

DasMittel derBeschwerde hat
die SP schonvor zwei Jahren an-
gewandt. Sie monierte, das De-
partement von Wirtschaftsmi-
nister Guy Parmelin setze die
Russland-Sanktionen nicht kon-
sequent um. Der Bundesrat
nahm dies zur Kenntnis – und
teilte mit, er lehne eine Reform
des Sanktionsregimes ab.

Charlotte Walser

Nachtzug-Streit
spitzt sich zu
Aufsichtsbeschwerde Die SP
wirft dem Bundesrat vor,
beim Sparentscheid seinen
Ermessensspielraum
überschritten zu haben.

Benjamin Bitoun

Der Bundesrat plant, beim öf-
fentlichen Verkehr zu sparen. Er
will nicht nur die Fördermittel
für Elektrobusse undNachtzüge
zurückziehen, sondern schlägt
auch vor, beim Bahnausbau und
beimRegionalverkehr zu kürzen.
Ueli Stückelberger, Direktor des
Verbands öffentlicher Verkehr
(VÖV), spricht über die mögli-
chen Folgen.

Der Bundwill seine Beiträge an
den Regionalverkehr um bis zu
65Millionen Franken pro Jahr
kürzen.Welche Folgen hat das,
Herr Stückelberger?
Im Regionalverkehr darf nicht
gespartwerden. Einewachsende
Schweiz braucht auch einen
wachsendenÖV, gerade auch um
dessenAnteil amGesamtverkehr
zu steigern. Sparen könnte man
eigentlich nur, indem man das
Angebot ausdünnt oder den
Umstieg auf Elektrobusse hin-
auszögert. Beides lehnenwir ent-
schieden ab.Gerademit Blick auf
die Schweizer Klimaziele macht
es keinen Sinn, jetzt nochmals
günstigere Dieselbusse zu kau-
fen, die dann für viele weitere
Jahre CO2 ausstossen.

Expertenwie der ehemalige
BAV-Direktor Peter Füglistaler
halten die Kürzung beim
Regionalverkehr für
vertretbar. Schliesslich sind
dieAbgeltungen seit 2018 Jahr
für Jahr gestiegen, und zwar
stärker als die Teuerung.
Absolut sind die Beträge gestie-
gen, das schon. Pro gefahrenem
Personenkilometer aber sind die
Subventionen praktisch konstant
geblieben, mit Ausnahme der
Corona-Jahre. Die Transportun-
ternehmen handeln also sehr
effizient.Mehr bezahltwurde vor
allem deshalb, weil das Angebot
im Regionalverkehr stetig aus-
gebautwurde. Erst jetzt kommen
wir in eine Lage, in der die Kos-
ten im Regionalverkehr tatsäch-
lich steigen.

Was ändert sich gerade?
Die Fixkosten der Unternehmen
steigen, etwa wegen höherer
Kosten fürEnergie undPersonal,
aber auch wegen der Elektro-
busse. Natürlich kommt hinzu,
dass ineinerwachsendenSchweiz
auch dasÖV-Angebotweiter aus-
gebaut werden muss. Ansonsten
droht eine Verlagerung auf die
Strasse. Und das will niemand.

Der Bundesrat hält es
im Zweifelsfall für zumutbar,
dass die ÖV-Nutzenden
mehr bezahlen.Werden
die Ticketpreise steigen?
Im schlimmsten Fall wäre dies
die Folge. Es sei denn, die Kan-
tone sind bereit, ihren Kosten-
anteil zu erhöhen. Gerade bei
ärmeren, ländlichen Kantonen
ist das aber aus verständlichen
Gründen nicht zu erwarten. Und
eine Erhöhung der Ticketpreise
nur aus Spargründen sehen wir
sehr kritisch.

Weshalb?
Weil wir nicht wollen, dass der
ÖV die Teuerung anheizt. Und

weil derKunde imGegenzug kein
deutlich besseres ÖV-Angebot
erhält. Für solche überpropor-
tionalenTariferhöhungen gibt es
in der Bevölkerung keineAkzep-
tanz. Der ÖV muss bezahlbar
bleiben. Er funktioniert nichtwie
ein Skigebiet, das die Preise von
Tageskarten verdreifachen kann,
wie der Chef von Laax vorausge-
sagt hat. In unserem Fallwürden
die Leute einfach wieder ver-
mehrt das billigereAuto nehmen.

Obwohl der Bundesrat auch
beim Bahnfonds 200Millionen
Franken sparenwill, schliesst
er Kürzungen amUnterhalt
des Bahnnetzes aus. Deutsche

Zustände drohen der Schweiz
also nicht?
Es ist gut, dass amUnterhalt und
Betrieb des Schienennetzes nicht
gerütteltwird. Das ist für uns als
Branche sakrosankt. Trotzdem
würden die fehlendenMillionen
das Schweizer Bahnsystem ge-
fährden.

Dasmuss nicht sein. Der
zunehmend regionalpolitisch
motivierte Bahnausbau zieht
selbst vonseiten der SBB
immermehrKritik auf sich.
Natürlich braucht es wohl nicht
jedesAusbauprojekt, das geplant
wird. Ein Grimseltunnel etwa ist
aus unserer Sicht sicher nicht
nötig. Für eine Diskussion, wel-
che Projekte wirklich wichtig
sind, sind auch wir offen. Ohne
Bahnausbau geht es aber nicht.
Zudemplanen die Bahnen solche
Ausbauschritte langfristig und
beschaffen dafür das entspre-
chende Rollmaterial.

Die 60 Sparmassnahmen des
Bundesrats treffen sämtliche
Bereiche.Wieso soll nicht auch
beim öffentlichenVerkehr
gespartwerden?
So pauschal sagenwir das nicht.
Wir verstehen die schwierige

finanzielle Lage des Bundes.
Aber will man sparen, dann
muss man das gemeinsam mit
der Branche tun.Man kann nicht
einfach in einer Hauruckübung
den Rotstift ansetzen. Die Spar-
vorschläge, die jetzt auf dem
Tisch liegen, sind kurzsichtig
und nicht zielführend.

Warum?
Weil der ÖV ein langfristiges
Geschäft ist.Will man etwas am
System ändern, muss das lang-
fristig geplantwerden.Man kann
nicht kurzfristige Sparmassnah-
men beschliessen oder verspro-
cheneFördermittel zurückhalten,
wie das der Bundesrat jetzt bei
Nachtzügen oder Elektrobussen
beabsichtigt. Die Branche hat
sich bereits darauf vorbereitet.
Leute wurden eingestellt, Roll-
material wurde beschafft, der
Fahrplan ist gedruckt. Ein Zu-
rück verärgert letztlich auch die
Bevölkerung.

Die 30Millionen Franken
fürNachtzüge sind aber nicht
systemrelevant. Hier zu sparen,
schmerzt amwenigsten.
Trotzdem ist die Streichung der
Gelder ein No-go – und das
gleich aus drei Gründen. Erstens,

weil eine klare Nachfrage nach
guten Direktverbindungen ins
Ausland besteht, und das nicht
nur für Nacht-, sondern auch
für Tageszüge. Hier besteht ein
Defizit. Zweitens sind neue
internationale Direktzüge ge-
eignet, um die Klimaziele zu
erreichen.

Und drittens?
Der Entscheid ist demokratisch
unhaltbar.Das Parlament hat das
entsprechende Gesetz verab-
schiedet und die Kredite bereits
beschlossen. Betreffend die
E-Bus-Förderung wurden die
ÖV-Unternehmen schon ange-
schrieben und informiert,wie die
Angebote seitens des Bundes
mitfinanziert werden sollen.

Dann begrüssen Sie, dass sich
VerkehrsministerAlbert Rösti
gegenüber den zuständigen
Parlamentskommissionen
erklärenmuss?
Absolut! Ich bin nun schon einige
Jahre beimVÖVund habe vorher
lange den Rechtsdienst des Bun-
desamts für Verkehr geleitet.
Aber dass der Bundesrat vom
Parlament bereits beschlossene
Mittel nicht freigibt, das habe ich
noch nie erlebt.

«Im schlimmsten Fall steigen
die Ticketpreise»
Sparpläne im ÖV Der Bund will beim Regionalverkehr bis zu 65 Millionen Franken jährlich sparen.
Davor warnt Ueli Stückelberger, Direktor des Verbands öffentlicher Verkehr.

Eine wachsende Schweiz brauche auch einen wachsenden ÖV, sagt Ueli Stückelberger. Foto: Franziska Rothenbühler

«Wir verstehen
die Lage. Aber will
man sparen, dann
mussman das
gemeinsammit
der Branche tun.»
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Lernen ohne Schule: 4160 Kin-
der in der Schweiz werden zu
Hause von ihren Eltern oder ei-
ner Lehrperson unterrichtet. Das
ist mehr als je zuvor. Das Phäno-
men erhielt während der Coro-
na-Pandemie einen starken
Schub, ist vielerorts aber nicht
abgeflacht. Im Gegenteil: Neue
Zahlen zeigen, dass in Kantonen
wie Bern, Zürich,Waadt,Neuen-
burg oder Luzern immer mehr
Kinder zu Hause beschult wer-
den.Hingegen sindmanche Kan-
tone wie Zug, Basel-Stadt,
St. Gallen oderUri sehr strikt und
bewilligen nur selten Ausnah-
men für Homeschooling.

Yolande Scrocco und Gilbert
Studinger sind Eltern von drei
Kindern, die nie in der Schule
waren. Siewar früher selbststän-
dige Übersetzerin, er arbeitet als
Grafiker. Die Kinder sind heute
19, 22 und 23 Jahre alt. Die Fami-
lie lebt direkt amRhein in Basel-
Stadt. Weil in diesem Kanton
Homeschooling nur in seltenen
Ausnahmen bewilligt wird, be-
zahlten die Eltern eine Busse.
Tausend Franken pro Kind und
Jahr. Auch Kinderzulagen gab es
keine.

Das Haus der Familie ist eine
Art Villa Kunterbunt. Die Zimmer
sind auf drei Stockwerkenverteilt,
die Wände sind voller Zeichnun-
gen, der Holzboden knarrt, auch
mehrere Katzen leben hier. Eines
der Zimmer ist voller Instrumen-
te: zwei Harfen, ein Klavier, ein
Vibrafon, ein Saxofon, ein Schlag-
zeug, Piccoloflöten, Gitarren. Im
Gang hängen farbige, selbst ge-
nähte Fasnachtskostüme.

Gute Bindungen
und viel Freiheit
«Statt in die Schule zu gehen, ha-
ben Lina, Leo und Maria ihre
Kindheit mit Musizieren, Basteln,
Malen, Sport und kreativemZeugs
verbracht», sagt Mutter Yolande.
Sie habe keine Lehrmittel verwen-
det, nie Vorgaben gemacht. Ein
Lehrdiplom hat sie nicht.

Die pure Anarchie also? Nur
ein Vorurteil, sagt Lina. Die
Jüngste ist Harfenspielerin und
hat ihren ersten Roman geschrie-
ben. Sie sagt: «Wir sind wie alle
anderen auch,haben Freunde aus
der Nachbarschaft und dem
Sportverein, streiten manchmal
mit unseren Eltern und haben die
gleichen Problemewie alle ande-
ren Jugendlichen auch.»

Ihre Schwester Maria pflich-
tet ihr bei.Nur geflogen seien sie
nie, imUnterschied zu vielen an-
deren. «Menschen gehören nicht
in die Luft und nicht unterWas-
ser, sonst hätten wir Flügel oder
Kiemen.» Die Runde lacht. Ir-
gendwannwürden sie schon das
Flugzeug nehmen, relativiert
Maria. Siemöchte Paläontologie
studieren, die Wissenschaft von
urgeschichtlichen Lebewesen.
Nur schon dafürmüsse sie eines
Tages in die USA fliegen. Derzeit
bereitet sie sich als freie Kandi-
datin auf die Maturitätsprüfung
vor. Bis sie 13-jährig war, konn-
te sie nicht lesen. Heute aber sei
sie ein Bücherwurm.

Warum aber haben die Eltern
ihre Kinder nicht in die Schule
geschickt? «Zwei von ihnen wa-
ren einen einzigen Tag im Kin-
dergarten und haben nur ge-

weint, also habe ich sie rausge-
nommen», sagt die Mutter. Je
mehr sie sich mit Homeschoo-
ling befasst habe, desto über-
zeugter wurde sie. «Kinder ler-
nen am besten, wenn sie gute
Bindungen haben, frei vonDruck
sind und ihren Interessen nach-
gehen können.»

In der Schule kämen die ein-
zelnen Kinder zu kurz, es werde
zuwenig auf die individuellenTa-
lente und Bedürfnisse eingegan-
gen. «Der Lehrplan 21 gehört in
den Kübel», sagt Scrocco. Und
weiter: Schulkinder würden oft
unter Stress leiden, verlören ihre
Freude und Kreativität und lern-
ten, sich einzufügen und anzu-
passen, statt sich frei zu entfalten.

Handelt sie aus politischen
oder religiösen Motiven? Yolan-

de Scroccowinkt ab. Siewar frü-
her bei Greenpeace, später auch
Mitglied der SVP, stieg aber bei
beiden aus. Auch Maria und Leo
engagierten sich zu Beginn der
Pandemie bei Massvoll – und
kehrten der Bewegung schnell
wieder den Rücken. «Wir haben
es versucht mit der Politik und
wurden enttäuscht», sagen sie.

Leo nimmt die schwarze Kat-
ze auf denArm, diewährend des
Gesprächs auf den Schrank ge-
sprungen ist. «Diese Art der
Kindheit, die wir hatten, ist ein
grosses Geschenk», sagt er.

Familie Keller lehrt und lernt
auch imWald
Ähnlich, aber doch ganz anders
klingt es bei Jeanine Keller in Zü-
rich. Die geschiedeneMutter un-
terrichtet ihre beiden Kinder seit
2015 zuHause. Zuerst nur die äl-
tere TochterAmy, die im Kinder-
garten ihre Freude verloren hat-
te, oft weinte, mit Albträumen
kämpfte und immer häufiger
krank wurde.

Die Lehrerin habe Massnah-
men verweigert, die der schul-
psychologische Dienst angeord-
net hatte. «So nahmen wir sie
raus, worauf sie wieder richtig
aufblühte. Die Entdeckerfreude
kehrte zurück», sagt Keller an ei-

nemVormittag im zürcherischen
Bubikon, während ihre jüngere
Tochter Junia andere Home-
schooler in einem Pop-up-Café
unterstützt. Und weiter: «Wir
dürfen nichtwarten, bis die Kin-
der krank sind, bevor wir ins
Handeln kommen.»

Jeanine Keller, gelernte Kin-
derkrankenschwester, eignete
sich dasWissen rundumsHome-
schooling selbst an. Ein Diplom
hat sie nicht, doch sie verwendet
Lehrmittel, hält sich an den Lehr-
plan 21,wird durch eine Lehrper-
son begleitet und organisiert ih-
ren Unterricht zu Hause, auf Ex-
kursionen oder in der Natur.

«Alltagssituationen lassen
sichmit demLernstoff verbinden
– so lernen Kinder am nachhal-
tigsten, weil sie auch den Sinn
des Gelernten verstehen.» Zum
Beispiel: Masseinheiten beimBa-
cken anwenden, die Nebenkos-
tenabrechnung zusammen stu-
dieren, Sachen gemeinsam fli-
cken oder herstellen. Bastel-,
Handarbeits- oder Zeichenmate-
rial muss Keller selbst berappen.

Natürlich braucht es Ressour-
cen, um Kinder zu Hause zu un-
terrichten. «Ich habe das Privi-
leg, von zu Hause berufstätig zu
sein», sagt Keller. Sie berät Eltern
und Lehrkräfte, die sich fürs

Homeschooling interessieren.
Hierfür hat sie eine Informati-
ons- und Vernetzungsplattform
aufgebaut. Es gebe zwar Fami-
lien, die aus ideologischen Grün-
den ihre Kinder zu Hause unter-
richtenwollen.Aber: «Die meis-
ten Eltern entscheiden sich für
Homeschooling, wenn es den
Kindern in der Schule nicht gut
geht,siekrankoder imschlimms-
ten Fall suizidal werden.»

Sensible Kinder leiden oft
in der Schule
Das Schulsystem bezeichnet Kel-
ler nicht per se als schlecht, «es
passt einfach nicht für alle Kin-
der». Grosse Klassen, verschie-
dene Leistungsniveaus, dauernd
wechselnde Fächer, keineWahl-
möglichkeit, wenig Bezug zum
Alltag und der Berufswelt,wech-
selnde Lehrpersonen, asoziales
Miteinander, Druck durchNoten
und Hausaufgaben, lange Prä-
senzzeiten und dadurch wenig
Erholung. Das seien Gründe für
viele überforderte Schülerinnen
und Schüler. «Gerade für sensib-
le Kinder ist es wichtig, dass sie
ihre Grenzen nicht ständig über-
schreiten müssen.»

Auf die Kritik, dass Kinder
Gleichaltrige bräuchten und
nicht ständig die Eltern um sich

herum haben mögen, sagt sie:
«BeimHomeschooling haben die
Kinder viel mehr Freiräume als
in der Schule, sie können Hob-
bys undKontakte intensiver pfle-
gen und meistens sogar bessere
soziale Fähigkeiten und Bezie-
hungen entwickeln.« Keller kri-
tisiert: «Viele Menschen haben
sich gar nie richtig damit ausei-
nandergesetzt, wie soziale Fer-
tigkeiten inWahrheit entstehen,
sonst würde diese Frage nicht
immerwieder auftauchen.»

Ausserdem: Homeschooling
bedeutet nicht, dass dieTüren für
eine klassische Ausbildung für
immer versperrt sind. Weil Kel-
lers ältere Tochter Amy Lehrerin
werden möchte, besucht sie seit
November eine öffentliche Schu-
le. «Ich hatte Angst, dass wir im
Homeschooling nicht genug ge-
macht hatten, aber Amy schreibt
Bestnoten –meine Sorgenwaren
unbegründet», so die Mutter.

Keller erhält regelmässig
Hausbesuche von der kantona-
len Schulaufsichtsbehörde. Im
Schuljahr 2023/24 wurden im
Kanton Zürich 142 Aufsichtsbe-
suche bei Homeschoolern durch-
geführt. Dabei wurden Kinder
aus 214 Familien besucht.Amts-
chefin Myriam Ziegeler sagt auf
Anfrage: «Die Eltern,welche ihre
Kinder privat unterrichten, sind
in der Regel stark an der Bildung
ihrer Kinder interessiert.» Die
grosse Mehrheit der Schülerin-
nen und Schüler im Privatunter-
richt würden gute schulische
Leistungen erbringen, und «die
Erfahrung zeigt, dass die meis-
ten Schülerinnen und Schüler im
Privatunterricht die Lernziele
gut erreichen».

Oberste Lehrerin kritisiert
den Heimunterricht
Doch Homeschooling wird in
manchen Kantonen kritisch ge-
sehen. So heisst es etwa beim
Kanton Zug: «Eine Isolation
durch den Einzelunterrichtmuss
vermieden werden.» Die Erzie-
hung zur Gemeinschaftsfähig-
keit («Enkulturation»)müsse ge-
währleistet sein. «Kann kein be-
sondererGrund geltend gemacht
werden, wird Privatschulung in
der Regel nicht bewilligt.»

Auch die oberste Lehrerin der
Schweiz, Dagmar Rösler, hält
nicht viel von Homeschooling:
«Kinder, die zuHause unterrich-
tetwerden, haben oftwenig Um-
gang mit Gleichaltrigen. Sie er-
fahren damit weniger Lernen,
Gemeinschaft und Sozialisierung
in einer Gleichaltrigengruppe.»
Da ausserdemnicht in allen Kan-
tonen eine pädagogischeAusbil-
dung für Homeschooling ver-
langt wird, sieht Rösler die Bil-
dungsqualität fürdie betroffenen
Kinder und Jugendlichen gefähr-
det. Sie fordert: «Eine strikte ein-
heitliche Politik wäre in meinen
Augen sinnvoll.»

So sieht es auch Erziehungs-
wissenschaftlerinMargrit Stamm.
Sie sei «grundsätzlich dafür, dass
die Bedingungen fürHomeschoo-
ling strikter und einheitlicher
werden.» Als Contra-Punkt er-
wähnt sie den enormen zeitlichen
und finanziellenAufwand, den es
fürHomeschooling brauche.Und
weiter: «Der SonderstatusHome-
schooling führt oft dazu, dass
Kinder später unter einen Recht-
fertigungsdruck geraten.»

«Der Lehrplan 21 gehört in den Kübel»
Heimunterricht boomt Neue Zahlen zeigen: Homeschooling liegt in vielen Kantonen im Trend – auch nach der Pandemie.
Zwei Familien erzählen, warum sie ihre Kinder nicht in die Schule schicken.
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Anzahl Kinder, die in der Schweiz
zu Hause unterrichtet werden

Homeschooling ist beliebt
geworden

Yolande Scrocco mit ihren Kindern (v. l.) Maria, Leo und Lina im Musikzimmer des Hauses. Foto: Kostas Maros

Jeanine Keller unterrichtet ihre beiden Kinder zu Hause. Oft gehen sie dafür in den Wald. Foto: Boris Müller

«Wir dürfen
nicht warten,
bis die Kinder
krank sind.»
Jeanine Keller


